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I. Doppelmaklerägkei

Der Immobilienmakler is ensprechend dem in der Immobilienwirscha üblichen Geschäsgebrauch im

Regelall als Doppelmakler äg und daher berechg, sowohl ür den Verkäuer als auch ür den Käuer tä-

g zu werden und jeweils einen Maklerverrag abzuschließen. Diese Doppelägkei is gesezlich zulässig (§

5 Abs 1 MaklerG) und verpiche den Immobilienmakler zur sorgälgen Wahrung der berechgen Ineres-

sen beider Verragspareien.

Sollte der Immobilienmakler ausnahmsweise nich als Doppelmakler äg werden, weist er gesondert da-

rauf hin.

Falls ein wirschafliches und/oder familiäres Naheverhältnis zu einer der beiden Vertragsparteien im

Sinne des § 6 Abs 4 MaklerG besteht, wird ebenso gesondert darauf hingewiesen.

II. Grundlagen der Maklerprovision

§ 6 Abs. 1, 3 und 4; § 7 Abs. 1; §§ 10 und 15 Maklergesetz
§ 6 (1) Der Aufraggeber is zur Zahlung einer Provision ür den Fall verpiche, dass das zu vermitelnde Ge-

schäf durch die verragsgemäße verdiensliche Tägkei des Maklers mi einem Driten zusande komm.

(3) Der Makler ha auch dann Anspruch au Provision, wenn au Grund seiner Tägkei zwar nich das ver-

ragsgemäß zu vermitelnde Geschäf, wohl aber ein diesem nach seinem Zweck wirschaflich gleichwer-

ges Geschäf zusande komm.

(4) DemMakler seh keine Provision zu, wenn er selbs Verragsparner des Geschäfs wird. Dies gil auch,

wenn das mi dem Driten geschlossene Geschäf wirschaflich einem Abschluss durch den Makler selbs

gleichkomm. Bei einem sonsgen amiliären oder wirschaflichen Naheverhälnis zwischen dem Makler und

dem vermitelen Driten, das die Wahrung der Ineressen des Aufraggebers beeinrächgen könne, ha der

Makler nur dann einen Anspruch au Provision, wenn er den Aufraggeber unverzüglich au dieses Nahever-

hälnis hinweis.

§ 7 (1) Der Anspruch au Provision ensehmi der Rechswirksamkei des vermitelen Geschäfs. Der Mak-

ler ha keinen Anspruch au einen Vorschuss.

§ 10 Der Provisionsanspruch und der Anspruch au den Ersaz zusäzlicher Auwendungen wer- den mi ihrer

Ensehung ällig.

Besondere Provisionsvereinbarungen

§ 15 (1) Eine Vereinbarung, wonach der Aufraggeber, ewa als Enschädigung oder Ersaz ür Auwendun-

gen und Mühewalung, auch ohne einen dem Makler zurechenbaren Vermitlungserolg einen Berag zu leis-

en ha, is nur bis zur Höhe der vereinbaren oder orsüblichen Provision und nur ür den Fall zulässig, dass

1. das im Maklerverrag bezeichnee Geschäf wider Treu und Glauben nur deshalb nich zusande komm,

weil der Aufraggeber engegen dem bisherigen Verhandlungsverlau einen ür das Zusandekommen

des Geschäfes erorderlichen Rechsak ohne beachensweren Grund unerläss;

2. mi dem vomMakler vermitelen Driten ein anderes als ein zweckgleichwerges Geschäf zusande

komm, soern die Vermitlung des Geschäfs in den Tägkeisbereich des Maklers äll;

3. das im Maklerverrag bezeichnee Geschäf nichmi dem Aufraggeber, sondern mi einer anderen Per-

son zusande komm, weil der Aufraggeber dieser die ihm vomMakler bekann gegebene Möglichkei

zum Abschluss migeeil ha oder das Geschäf nichmi dem vermitelen Driten, sondern mi einer

anderen Person zusande komm, weil der vermitele Drite dieser die Geschäfsgelegenhei bekann

gegeben ha, oder

4. das Geschäf nichmi dem vermitelen Driten zusande komm, weil ein gesezliches oder ein verrag-

liches Vorkaus-, Wiederkaus- oder Einritsrech ausgeüb wird.
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(2) Eine solche Leisung kann bei einem Alleinvermitlungsaufrag weiers ür den Fall vereinbar werden,

dass

1. der Alleinvermitlungsaufrag vom Aufraggeber verragswidrig ohne wichgen Grund vorzeig auge-

lös wird;

2. das Geschäf während der Dauer des Alleinvermitlungsaufrags verragswidrig durch die Vermitlung

eines anderen vom Aufraggeber beaufragen Maklers zusande gekommen is, oder

3. das Geschäf während der Dauer des Alleinvermitlungsaufrags au andere Ar als durch die Vermit-

lung eines anderen vom Aufraggeber beaufragen Maklers zusande gekommen is.

(3) Leisungen nach Abs. 1 und Abs. 2 gelen als Vergüungsberag im Sinn des § 1336 ABGB.

Eine Vereinbarung nach § 15 MaklerG is bei Maklerverrägen mi Verbrauchern schriflich zu reen.

III. Nebenkosten bei Kaufverträgen

1. Grunderwerbsteuer vom Wer der Gegenleisung ................................................... 3,5 %

(Ermäßigung oder Bereiung in Sonderällen möglich)

2. Grundbuchseintragungsgebühr (Eigenumsrech) ................................................... 1,1 %

3. Kosten der Vertragserrichtung und grundbücherlichen Durchführung nach Vereinbarung im Rahmen

der Tariordnung des jeweiligen Urkundenerrichers sowie Barauslagen ür Beglaubigungen.

4. Kosen der Miteilung und Selbsberechnung der Immobilienerragseuer durch den Pareienvertre-

ter nach Vereinbarung im Rahmen der Tariordnung des jeweiligen Urkundenerrichers

5. Verfahrenskosten und Verwaltungsabgaben für Grundverkehrsverfahren

(länderweise unerschiedlich)

6. Allfällige Anliegerleistungen

lau Vorschreibung der Gemeinde (Auschließungskosen und Kosen der Baureimachung des Grund-

sückes) sowie Anschlussgebühren und -kosen (Srom, Gas, Wasser, Kanal, Teleon ec.)

7. Vermitlungsprovision (gesezlich vorgesehene Höchsprovision)

A) bei Kauf, Verkauf oder Tausch von

• Liegenschafen oder Liegenschafsaneilen

• Liegenschasaneilen, an denenWohnungseigentum beseh oder vereinbarungsgemäß

begründe wird

• Unternehmen aller Art

• Abgelungen ür Superädikae au einem Grundsück

bei einemWert

• bis EUR 36.336,42 ..................................................................................... je 4 %

• von EUR 36.336,43 bis EUR 48.448,50 ...................................... EUR 1.453,46 *

• ab EUR 48.448,51 .................................................................................... je 3 %

von beiden Auraggebern (Verkäuer und Käuer) jeweils zzgl. 20 % USt.
* Schwellenwerregelung gem. § 12 Abs. 4 ImmMV

B) bei Oponen

Vermitel der Makler einen Oponsverrag, der dem oponsberechgen Ineressenen das zeilich

berisee Rech einräum, durch einseige Erklärung das bereende Geschä zusande zu bringen,

dar bei Abschluss des Oponsverrages mi dem Oponsberechgen zunächsmax. 50% des ür die

Vermitlung des Haupgeschäs esgelegen Provisionshöchsberages vereinbar werden, die resli-

chen 50% ers im Fall der Ausübung des Oponsrechs. Ein allenalls geleisees Oponsengel bleib
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bei der Ermitlung der Provision unberücksichg. Gegenüber dem Oponsverpicheen kann die ver-

einbare Abgeberprovision ers bei Ausübung der Opon in Rechnung gesell werden.

IV. Nebenkosen bei der Vermitlung von Baurechen

1. Grunderwerbsteuer

Als grundsücksgleiches Rech unerliegen die Einräumung, Verlängerung und Überragung eines Baurechs

der Grunderwerbseuer. Die Bemessungsgrundlage der Grunderwerbseuer is grundsäzlich iden mi jener

von »normalen« Grundsücken und ensprich daher mindesens dem Grundsückswer bzw. einer höheren

Gegenleisung. Wird, wie es bei der Einräumung von Baurechen üblich is, als Gegenleisung neben einer

allälligen Einmalzahlung die Bezahlung eines lauenden Bauzinses vereinbar, is ür die Ermitlung der Ge-

genleisung als Bemessungsgrundlage der Grunderwerbseuer in diesem Fall der Barwer der lauenden

Bauzinszahlungen zuzüglich der allälligen Einmalzahlung im Zuge der Einräumung des Baureches heranzu-

ziehen. Die Ermitlung dieses Barweres ha ensprechend den Regelungen des Bewerungsgesezes zu er-

olgen. Dieses sieh bei der Ermitlung des Barweres eine Deckelung mi dem 18-achen Jahreswer der lau-

enden Bauzinszahlungen vor.

Bei der Ermitlung des Grundsückweres von Baurechen sind je nach verbleibender Reslauzei des Bau-

reches zwei mögliche Fälle zu unerscheiden (§ 2 Abs 4 Grundsückwerverordnung):

Grundwert

a) Beräg die Dauer des Baureches im Zeipunk des Ensehens der Seuerschuld noch 50 Jahre

oder mehr, is der Grundwer des Baureches in Höhe des Grundweres des unbebauen Grundsückes (Abs 2)

und der Grundwer des belaseen Grundsückes mi Null anzusezen.

b) Beräg die Dauer des Baureches im Zeipunk des Ensehens der Seuerschuld weniger als 50 Jahre, is

der Grundwer des Baureches mi 2 % des Grundweres des unbebauen Grundsückes (Abs 2) ür jedes volle

Jahr der reslichen Dauer des Baureches anzusezen. Der Grundwer des belaseen Grundsückes is die Di-

erenz zwischen dem Grundwer des unbelaseen Grundsückes und dem Grundwer ür das Baurech.

Gebäudewert

Wird das Baurech an einem bebauen Grundsück eingeräum, is der Gebäudewer nach § 2 Abs 3 der

Grundsückswerverordnung zu berechnen.

2. Grundbucheintragungsgebühr

Die Einragungsgebühr bei der Einragung des Baurechs besmm sich wie bei der Einragung des Eigen-

umsrechs durch den Preis, der im gewöhnlichen Geschäsverkehr bei einer Veräußerung üblicherweise zu

erzielen wäre (§ 26 Abs 1 GGG).

3. Vermitlungsprovision (gesezlich vorgesehene Höchsprovision)

Bei der Vermitlung von Baurechen beräg die Höchsprovision jeweils bei einer Dauer des Baurechs von

• 10 bis 30 Jahren .............................................................................................................3 %

• über 30 Jahre .................................................................................................................2 %

des au die Dauer des vereinbaren Baureches enallenden Bauzinses.

Bei einer Baurechsdauer von mehr als 30 Jahren dar anselle der 2 % eine Pauschalprovision in Höhe von

jeweils 3 % zzgl. US. berechne vom Bauzins ür 30 Jahre vereinbar werden (Wergrenzenregelung § 12

Abs. 4 ImmMV). Da die Obergrenze mi 2 % des au 45 Jahre enallenden Bauzinses limier is, sell dieser

Berag unabhängig von einer länger vereinbaren Verragsdauer gleichzeig die Höchsprovision dar.
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V. Nebenkosten bei Hypothekardarlehen

1. Grundbucheintragungsgebühr ................................................................................. 1,2%

2. Allgemeine Rangordnung

ür die Verpändung .................................................................................................. 0,6 %

3. Kosten der Errichtung der Schuldurkunde nach dem Tari des jeweiligen Urkundenerrichers

4. Barauslagen ür Beglaubigungen

5. Kosten der allfälligen Schätzung lau Sachversändigenari

6. Vermitlungsprovision:

Dar den Berag von 2 % der Darlehenssumme nich überseigen, soern die Vermitlung im Zusammen-

hang mi einer Vermitlung gemäß § 15 Abs. 1 ImmMV seh. Beseh kein solcher Zusammenhang, so

dar die Provision oder sonsge Vergüung 5 % der Darlehenssumme nich überseigen.

VI. Energieausweis

Das Energieausweis-Vorlage-Gesez (EAVG 2012) schreib vor, dass der Verkäuer bei Verkauf eines Gebäu-

des oder eines Nuzungsobjekes dem Käufer rechzeig vor Abgabe der Verragserklärung einen zu diesem

Zeipunk höchsens zehn Jahre alen Energieausweis vorzulegen, und ihm diesen späesens 14 Tage nach

Verragsabschluss auszuhändigen ha. Die Aushändigung kann durch Übermitlung der digialen Daei erol-

gen. Au Verlangen des Käuers is der Energieausweis jedoch auch in Papierorm (z. B. als Ausdruck) vorzu-

legen. Solle die Vorlage- und Aushändigungspich nich erüll werden, ha der Käuer das Rech, nach er-

olgloser Auorderung an den Verkäuer enweder selbs einen Energieausweis zu beauragen und die an-

gemessenen Kosen binnen 3 Jahren gerichlich gelend zu machen oder direk die Aushändigung eines

Energieausweises einzuklagen.

Ab 1. Juli 2026 sind bei Anzeigen in Druckwerken und elekronischen Medien der Heizwärmebedarf (HWB)

und der Endenergiebedarf (EEB) des Gebäudes oder des Nuzungsobjeks einschließlich der Gesamtener-

gieezienzklasse (zB „B ossil“) anzugeben.

Energieausweise behalen ür die Dauer von zehn Jahren ab ihrer Ersellung ihre Gülgkei. Für ab 1.7.2026

noch gülge Ausweise, die nach der bisherigen Rechslage ausgesell wurden und die erorderlichen Anga-

ben noch nich enhalen, genüg die Angabe des Heizwärmebedars (HWB) und des Gesamenergieezi-

enz-Faktors (GEE). Dasselbe gil, wenn die ensprechenden landesrechlichen Vorschrien ür die Ersellung

der Energieausweise noch nich angepass wurden.

Diese Verpichung rif sowohl den Verkäuer als auch den von ihm beauragen Immobilienmakler. Der

Verkäuer ha die Wahl, enweder einen Energieausweis über die Gesamenergieezienz des Nuzungsob-

jeks oder die Gesamenergieezienz eines vergleichbaren Nuzungsobjeks im selben Gebäude oder die

Gesamenergieezienz des gesamen Gebäudes auszuhändigen. Für Einamilienhäuser kann die Vorlage-

und Aushändigungspich auch durch einen Energieausweis eines vergleichbaren Gebäudes erüll werden.

Diese Vergleichbarkeimuss der Energieausweiserseller aber besägen.

Der Energieausweis is nach den jeweiligen landesrechlichen Vorschrien zu ersellen und soll eine ver-

gleichbare Inormaon über den energeschen „Normverbrauch“ eines Objeks verschaen. Die Berech-

nung der Energiekennzahlen basier au nuzungsunabhängigen Kenngrößen bei vordenieren Rahmenbe-

dingungen, weshalb bei asächlicher Nuzung erhebliche Abweichungen aureen können.

Wird kein Energieausweis vorgeleg, gil gem. §7 EAVG zumindes eine dem Aler und Ar des Gebäudes en-

sprechende Gesamenergieezienz als vereinbar.

Weiers sind Verwalungssraesmmungen zu beachen. Sowohl der Verkäuer als auch der Immobilien-

makler, der die georderen Angaben in Inseraen unerläss, ismi einer Geldsrae von bis zu EUR 1.450,–
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zu besraen. Der Makler is dann enschuldig, wenn er den Verkäuer über die Inormaonspichen au-

geklär ha und ihn zur Bekanngabe der Were bzw. zur Einholung eines Energieausweises augeorder ha,

der Verkäuer dies aber abgelehn ha. Der Verkäuer is desWeieren mi einer Verwalungssrae bis zu

EUR 1.450,– konroner, wenn er die Vorlage und/oder Aushändigung des Energieausweises unerläss.

VII. Inormaonspichen gegenüber Verbrauchern

Inormaonspichen des Immobilienmaklers

§ 30 b KSchG (1) Der Immobilienmakler ha vor Abschluss des Maklerverrags dem Aufraggeber, der Ver-

braucher is, mi der Sorgal eines ordenlichen Immobilienmaklers eine schrifliche Übersich zu geben, aus

der hervorgeh, dass er als Makler einschreie, und die sämliche, dem Verbraucher durch den Abschluss des

zu vermitelnden Geschäfs voraussichlich erwachsenden Kosen, einschließlich der Vermitlungsprovision

ausweis. Die Höhe der Vermitlungsprovision is gesonder anzuühren; au ein allälliges wirschafliches

oder amiliäres Naheverhälnis im Sinn des § 6 Abs. 4 driter Saz MaklerG is hinzuweisen. Wenn der Immo-

bilienmakler kraf Geschäfsgebrauchs als Doppelmakler äg sein kann, ha diese Übersich auch einen Hin-

weis darau zu enhalen. Bei erheblicher Änderung der Verhälnisse ha der Immobilienmakler die Übersich

ensprechend richg zu sellen. Erüll der Makler diese Pichen nich späesens vor Verragserklärung des

Aufraggebers zum vermitelen Geschäf, so gil § 3 Abs. 4 MaklerG.

(2) Der Immobilienmakler ha dem Aufraggeber die nach § 3 Abs. 3 MaklerG erorderlichen Nachrichen

schriflich mizueilen. Zu diesen zählen jedenalls auch sämliche Umsände, die ür die Beureilung des zu

vermitelnden Geschäfs wesenlich sind.

ANMERKUNG: Augrund des besehenden Geschäfsgebrauchs können Immobilienmakler auch ohne aus-

drückliche Einwilligung des Aufraggebers als Doppelmakler äg sein.Wird der Immobilienmakler au-

ragsgemäß nur ür eine Parei des zu vermitelnden Geschäs äg, ha er dies dem Driten mizueilen.

Höchsdauer von Alleinvermitlungsverrägen gem § 30 c KSchG
§ 30c KSchG (1) Die Dauer von Alleinvermitlungsaufrägen (§ 14 Abs. 2 MaklerG) von Verbrauchern dar

höchsens vereinbar werden mi

1. drei Monaen ür die Vermitlung von Besandverrägen über Wohnungen oder sonsgen den Ge-

brauch oder die Nuzung von Wohnungen bereenden Verrägen;

2. sechs Monaen ür die Vermitlung von Verrägen zur Veräußerung oder zum Erwerb des Eigen-

ums an Wohnungen, Einamilienwohnhäusern und einzelnen Grundsücken, die zum Bau eines

Einamilienwohnhauses geeigne sind.

(2) Wenn besondere Umsände vorliegen, die die Vermitlung wesenlich erschweren oder verzögern, dar

auch eine ensprechend längere als die in Abs. 1 besmme Fris vereinbar werden.

Inormaonspichen bei Fern- und Auswärsgeschäfen, Inhal der Inorma-

onspich; Rechsolgen

anzuwenden au

• Außergeschäfsraumverräge (AGV) zwischen Unernehmer und Verbraucher,

• die bei gleichzeiger körperlicher Anwesenhei des Unernehmers und des Verbrauchers an

einem Or geschlossen werden, der kein Geschäsraum des Unernehmers is,

• ür die der Verbraucher uner den genannen Umsänden ein Angebo gemach ha, oder

• die in den Geschäsräumen des Unernehmers oder durch Fernkommunikaonsmitel ge-

schlossen werden, unmitelbar nachdem der Verbraucher an einem anderen Or als den Ge-

schäsräumen des Unernehmers oder dessen Beauragen und des Verbrauchers persön-

lich und individuell angesprochen wurde oder

• Fernabsazgeschäfe (FAG), das sind Verräge, die zwischen einem Unernehmer und einem Verbrau-

cher ohne gleichzeige Anwesenhei des Unernehmers und des Verbrauchers im Rahmen eines ür
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Fernabsaz organisieren Verriebs- oder Diensleisungssysems geschlossen werden, wobei bis ein-

schließlich des Zusandekommens des Verrags ausschließlich Fernkommunikaonsmitel (Pos, Iner-

ne, E-Mail, Teleon, Fax) verwende werden.

Vom Anwendungsbereich ausgenommen sind Verräge über

• die Begründung, den Erwerb oder die Überragung von Eigenum oder anderen Rechen an unbewegli-

chen Sachen (§ 1 Abs 2 Z 6 FAGG),

• den Bau von neuen Gebäuden, erhebliche Umbaumaßnahmen an besehenden Gebäuden oder die

Vermieung von Wohnraum (§ 1 Abs 2 Z 7 FAGG);

§ 4 FAGG (1) Bevor der Verbraucher durch einen Vertrag oder seine Verragserklärung gebunden is, muss

ihn der Unernehmer in klarer und versändlicher Weise über Folgendes inormieren:

1. die wesenlichen Eigenschafen der Ware oder Diensleisung in dem ür das Kommunikaonsmitel und

die Ware oder Diensleisung angemessenen Umang,

2. den Namen oder die Firma des Unernehmers, die Anschrif seiner Niederlassung sowie seine Teleonnum-

mer und E-Mail-Adresse, uner denen der Verbraucher den Unernehmer schnell erreichen und ohne beson-

deren Auwand mi ihm in Verbindung reen kann,

3. gegebenenalls

a) andere vom Unernehmer bereigeselle Online-Kommunikaonsmitel, die gewährleisen, dass der Ver-

braucher ewaige schrifliche Korrespondenz mi dem Unernehmer, einschließlich des Daums und der Uhr-

zei dieser Korrespondenz, au einem dauerhafen Daenräger speichern kann, und mi denen der Verbrau-

cher den Unernehmer schnell erreichen und ohne besonderen Auwand mi ihm in Verbindung reen kann,

b) die von der Niederlassung des Unernehmers abweichende Geschäfsanschrif, an die sich der Verbraucher

mi jeder Beschwerde wenden kann, und

c) den Namen oder die Firma und die Anschrif der Niederlassung jener Person, in deren Aufrag der Uner-

nehmer handel, sowie die allenalls abweichende Geschäfsanschrif dieser Person, an die sich der Verbrau-

cher mi jeder Beschwerde wenden kann,

4. den Gesampreis der Ware oder Diensleisung einschließlich aller Seuern und Abgaben, wenn aber der

Preis augrund der Beschaenhei der Ware oder Diensleisung vernünfigerweise nich im Voraus berech-

ne werden kann, die Ar der Preisberechnung und gegebenenalls alle zusäzlichen Frach-, Lieer-, Versand-

oder sonsgen Kosen oder, wenn diese Kosen vernünfigerweise nich im Voraus berechne werden können,

das allällige Anallen solcher zusäzlichen Kosen,

4a. gegebenenalls den Hinweis, dass der Preis au der Grundlage einer auomasieren Enscheidungsn-

dung personalisier worden is,

5. bei einem unberiseen Verrag oder einem Abonnemenverrag die ür jeden Abrechnungszeiraum an-

allenden Gesamkosen, wenn ür einen solchen Verrag Fesberäge in Rechnung gesell werden, die mo-

nalichen Gesamkosen, wenn aber die Gesamkosen vernünfigerweise nich im Voraus berechne werden

können, die Ar der Preisberechnung,

6. die Kosen ür den Einsaz der ür den Verragsabschluss genuzen Fernkommunikaonsmitel, soern

diese nich nach dem Grundari berechne werden,

7. die Zahlungs-, Lieer- und Leisungsbedingungen, den Zeiraum, innerhalb dessen nach der Zusage des Un-

ernehmers die Ware gelieer oder die Diensleisung erbrach wird, sowie ein allenalls vorgesehenes Ver-

ahren beim Umgang des Unernehmers mi Beschwerden,

8. bei Besehen eines Rückritsrechs die Bedingungen, die Frisen und die Vorgangsweise ür die Ausübung

dieses Rechs, dies uner Zurverügungsellung des Muser-Widerrusormulars gemäß Anhang I Teil B,

9. gegebenenalls die den Verbraucher im Fall seines Rückrits vom Verrag gemäß § 15 reende Pich zur

Tragung der Kosen ür die Rücksendung der Ware sowie bei Fernabsazverrägen über Waren, die wegen

ihrer Beschaenhei üblicherweise nich au dem Posweg versende werden, die Höhe der Rücksendungs-

kosen,

10. gegebenenalls die den Verbraucher im Fall seines Rückrits vom Verrag gemäß § 16 reende Pich

zur Zahlung eines aneiligen Berags ür die bereis erbrachen Leisungen,

11. gegebenenalls über das Nichbesehen eines Rückritsrechs nach § 18 oder über die Umsände, uner

denen der Verbraucher sein Rückritsrech verlier,
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12. zusäzlich zu dem Hinweis au das Besehen eines gesezlichen Gewährleisungsrechs ür die Ware oder

die digiale Leisung gegebenenalls das Besehen und die Bedingungen von Kundendiensleisungen und von

gewerblichen Garanen,

13. gegebenenalls besehende einschlägige Verhalenskodizes gemäß § 1 Abs. 4 Z 4 UWG und darüber, wie

der Verbraucher eine Ausergung davon erhalen kann,

14. gegebenenalls die Lauzei des Verrags oder die Bedingungen ür die Kündigung unberiseer Verräge

oder sich auomasch verlängernder Verräge,

15. gegebenenalls die Mindesdauer der Verpichungen, die der Verbraucher mi dem Verrag eingeh,

16. gegebenenalls das Rech des Unernehmers, vom Verbraucher die Sellung einer Kauon oder anderer

nanzieller Sicherheien zu verlangen, sowie deren Bedingungen,

17. gegebenenalls die Funkonaliä von Waren mi digialen Elemenen (§ 2 Z 4 VGG) und von digialen

Leisungen einschließlich anwendbarer echnischer Schuzmaßnahmen,

18. gegebenenalls – sowei wesenlich – die Kompabiliä und Ineroperabiliä von Waren mi digialen

Elemenen und von digialen Leisungen, sowei sie dem Unernehmer bekann sind oder vernünfigerweise

bekann sein müssen, und

19. gegebenenalls die Möglichkei des Zugangs zu einem außergerichlichen Beschwerde- und Rechs-

behelsverahren, dem der Unernehmer unerworen is, und die Voraussezungen ür diesen Zugang.

(2) Im Fall einer öenlichen Verseigerung können anselle der in Abs. 1 Z 2 und 3 genannen Inormaonen

die ensprechenden Angaben des Verseigerers übermitel werden.

(3) Die Inormaonen nach Abs. 1 Z 8, 9 und 10 können mitels derMuster-Widerrufsbelehrung ereil wer-

den. Mi dieser ormularmäßigen Inormaonsereilung gelen die genannen Inormaonspichen des Un-

ernehmers als erüll, soern der Unernehmer dem Verbraucher das Formular zureend ausgeüll über-

mitel ha.

(4) Die dem Verbraucher nach Abs. 1 ereilen Inormaonen sind Verragsbesandeil. Änderungen sind nur

dann wirksam, wenn sie von den Verragspareien ausdrücklich vereinbar wurden.

(5) Ha der Unernehmer seine Pich zur Inormaon über zusäzliche und sonsge Kosen nach Abs. 1 Z 4

oder über die Kosen ür die Rücksendung der Ware nach Abs. 1 Z 9 nich erüll, so ha der Verbraucher die

zusäzlichen und sonsgen Kosen nich zu ragen.

(6) Die Inormaonspichen nach Abs. 1 gelen unbeschade anderer Inormaonspichen nach gesezli-

chen Vorschrifen, die au der Richlinie 2006/123/EG über Diensleisungen im Binnenmark, ABl. Nr. L 376

vom 27.12.2006, S. 36, oder au der Richlinie 2000/31/EG über besmme rechliche Aspeke der Diense

der Inormaonsgesellschaf, insbesondere des elekronischen Geschäfsverkehrs, im Binnenmark, ABl.

Nr. L 178 vom 17.07.2000, S. 1, beruhen.

Inormaonsereilung bei außerhalb von Geschäfsräumen geschlossenen Ver-

trägen

§ 5 FAGG (1) Bei außerhalb von Geschäfsräumen geschlossenen Verrägen sind die in § 4 Abs. 1 genannen

Inormaonen dem Verbraucher au Papier oder, soern der Verbraucher dem zustmm, au einem ande-

ren dauerhafen Daenräger bereizusellen. Die Inormaonen müssen lesbar, klar und verständlich sein.

(2) Der Unernehmer ha dem Verbraucher eine Ausergung des unerzeichneen Verragsdokumens oder

die Besägung des geschlossenen Verrags au Papier oder, soern der Verbraucher dem zusmm, au ei-

nem anderen dauerhafen Daenräger bereizusellen. Gegebenenalls muss die Ausergung oder Besä-

gung des Verrags auch eine Besägung der Zusmmung und Kennnisnahme des Verbrauchers nach § 18

Abs. 1 Z 11 enhalen.
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Inormaonsereilung bei Fernabsazverrägen

§ 7 FAGG (1) Bei Fernabsazverrägen sind die in § 4 Abs. 1 genannen Inormaonen dem Verbraucher klar

und verständlich in einer dem verwendeen Fernkommunikaonsmitel angepassen Ar und Weise bereizu-

sellen. Werden diese Inormaonen au einem dauerhafen Daenräger bereigesell, so müssen sie lesbar

sein.

(2)Wird der Verrag uner Verwendung eines Fernkommunikaonsmitels geschlossen, bei dem ür die Dar-

sellung der Inormaon nur begrenzer Raum oder begrenze Zei zur Verügung seh, so ha der Unerneh-

mer dem Verbraucher vor dem Verragsabschluss über dieses Fernkommunikaonsmitel zumindes die in

§ 4 Abs. 1 Z 1, 2, 4, 5, 8 und 14 genannen Inormaonen über die wesenlichen Merkmale der Waren oder

Diensleisungen, den Namen des Unernehmers, den Gesampreis, das Rückritsrech –mit Ausnahme des

Muster-Widerrufsformulars –, die Verragslauzei und die Bedingungen der Kündigung unberiseer Ver-

räge zu ereilen. Die anderen in § 4 Abs. 1 genannen Inormaonen einschließlich des Muser-Widerrusor-

mulars sind dem Verbraucher au geeignee Weise uner Beachung von Abs. 1 zu ereilen.

(3) Der Unernehmer ha dem Verbraucher innerhalb einer angemessenen Fris nach dem Verragsab-

schluss, späesens jedoch mi der Lieerung der Waren oder vor dem Beginn der Diensleisungserbringung,

eine Besägung des geschlossenen Verrags au einem dauerhafen Daenräger zur Verügung zu sellen,

die die in § 4 Abs. 1 genannen Inormaonen enhäl, soern er diese Inormaonen dem Verbraucher nich

schon vor Verragsabschluss au einem dauerhafen Daenräger bereigesell ha. Gegebenenalls muss die

Verragsbesägung auch eine Besägung der Zusmmung und Kennnisnahme des Verbrauchers nach

§ 18 Abs. 1 Z 11 enhalen.

Besondere Erfordernisse bei elektronisch geschlossenen Verträgen

§ 8 FAGG (1) Wenn ein elekronisch, jedoch nich ausschließlich imWeg der elekronischen Pos oder eines

dami vergleichbaren individuellen elekronischen Kommunikaonsmitels geschlossener Fernabsazverrag

den Verbraucher zu einer Zahlung verpiche, ha der Unernehmer den Verbraucher, unmitelbar bevor die-

ser seine Verragserklärung abgib, klar und in hervorgehobener Weise au die in § 4 Abs. 1 Z 1, 4, 5, 14 und

15 genannen Inormaonen hinzuweisen.

(2) Der Unernehmer ha daür zu sorgen, dass der Verbraucher bei der Besellung ausdrücklich besäg,

dass die Besellung mi einer Zahlungsverpichung verbunden is. Wenn der Besellvorgang die Akvierung

einer Schalläche oder die Beägung einer ähnlichen Funkon erorder, muss diese Schalläche oder Funk-

on gu lesbar ausschließlich mi den Woren „zahlungspichg besellen“ oder einer gleichargen, eindeu-

gen Formulierung gekennzeichne sein, die den Verbraucher darau hinweis, dass die Besellung mi einer

Zahlungsverpichung gegenüber dem Unernehmer verbunden is. Komm der Unernehmer den Pichen

nach diesem Absaz nich nach, so is der Verbraucher an den Verrag oder seine Verragserklärung nich ge-

bunden.

(3) AuWebsies ür den elekronischen Geschäfsverkehr is späesens bei Beginn des Besellvorgangs klar

und deulich anzugeben, ob Lieerbeschränkungen besehen und welche Zahlungsmitel akzeper werden.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelen auch ür die in § 1 Abs. 2 Z 8 genannen Verräge. Die Regelungen in Abs. 2 zwei-

er und driter Saz gelen auch ür die in § 1 Abs. 2 Z 2 und 3 genannen Verräge, soern diese au die in

Abs. 1 angeühre Weise geschlossen werden.

Definiton „dauerhafer Daenräger“:

Papier, USB-Scks, CD-ROMs, DVDs, Speicherkaren und Compueresplaten, speicherbare und wiedergeb-

bare E-Mails.

Besondere Erfordernisse bei telefonisch geschlossenen Verträgen

§ 9 FAGG (1) Bei Ferngesprächen mi Verbrauchern, die au den Abschluss eines Fernabsazverrags abzie-

len, ha der Unernehmer dem Verbraucher zu Beginn des Gesprächs seinen Namen oder seine Firma, gege-

benenalls den Namen der Person, in deren Aufrag er handel, sowie den geschäflichen Zweck des Ge-

sprächs oenzulegen.
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(2) Bei einem Fernabsazverrag über eine Diensleisung, der während eines vom Unernehmer eingeleie-

en Anrus ausgehandelwurde, is der Verbraucher ers gebunden, wenn der Unernehmer dem Verbrau-

cher eine Besägung seines Verragsanbos au einem dauerhafen Daenräger zur Verügung sell und

der Verbraucher dem Unernehmer hierau eine schrifliche Erklärung über die Annahme dieses Anbos au

einem dauerhafen Daenräger übermitel.

VIII. Rückritsreche

1. Rückrit vomMaklerverrag (Alleinvermitlungsaufrag, Vermitlungsau-

trag, Maklervertrag mit dem Interessenten) bei Abschluss des Maklervertrags

über Fernabsatz oder bei Abschluss des Maklervertrags außerhalb der Ge-

schäfsräume des Unernehmers (§ 11 FAGG)

Rückritsrech und Rückritsris

§ 11 FAGG (1) Der Verbraucher kann von einem Fernabsazverrag oder einem außerhalb von Geschäfsräu-

men geschlossenen Verrag binnen 14 Tagen ohne Angabe von Gründen zurückreen. Die Fris zum Rückrit

beginn bei Diensleisungsverrägen mi dem Tag des Verragsabschlusses.

Unerbliebene Aulärung über das Rückritsrech

§ 12 FAGG (1) Is der Unernehmer seiner Inormaonspich nach § 4 Abs. 1 Z 8 nich nachgekommen, so

verlänger sich die in § 11 vorgesehene Rückritsris um zwölMonae.

(2) Hol der Unernehmer die Inormaonsereilung innerhalb von zwölMonaen ab dem ür den Frisbe-

ginn maßgeblichen Tag nach, so ende die Rückritsris 14 Tage nach dem Zeipunk, zu dem der Verbrau-

cher diese Inormaon erhäl.

Ausübung des Rückritsrechs

§ 13 FAGG (1) Die Erklärung des Rückrits is an keine besmme Form gebunden. Der Verbraucher kann

daür das Muser-Widerrusormular∗ verwenden. Die Rückritsris is gewahr, wenn die Rückritserklä-

rung innerhalb der Fris abgesende wird.

(2) Der Unernehmer kann dem Verbraucher auch die Möglichkei einräumen, das Muser-Widerrusormu-

lar oder eine anders ormuliere Rückritserklärung au der Websie des Unernehmers elekronisch auszu-

üllen und abzuschicken. Gib der Verbraucher eine Rückritserklärung au diese Weise ab, so ha ihm der

Unernehmer unverzüglich eine Besägung über den Eingang der Rückritserklärung au einem dauerha-

en Daenräger zu übermiteln.

Beginn der Verragserüllung vor Ablau der Rückritsris

§ 10 FAGG Ha ein Fernabsazverrag oder ein außerhalb von Geschäfsräumen geschlossener Verrag eine

Diensleisung, die nich in einem begrenzen Volumen oder in einer besmmen Menge angeboene Liee-

rung von Wasser, Gas oder Srom oder die Lieerung von Fernwärme zum Gegensand und wünsch der Ver-

braucher, dass der Unernehmer noch vor Ablau der Rückritsris nach § 11 mi der Verragserüllung be-

ginn, so muss der Unernehmer den Verbraucher dazu auordern, ihm ein ausdrücklich au diese vorzeige

Verragserüllung gerichees Verlangen – im Fall eines außerhalb von Geschäfsräumen geschlossenen Ver-

rags au einem dauerhafen Daenräger – zu erklären.

Pichen des Verbrauchers bei Rückrit von einem Verrag über Diensleisungen, Energie- und Wasser-

lieferungen oder digitale Inhalte

§ 16 FAGG (1) Trit der Verbraucher nach § 11 Abs. 1 von einem Verrag über Diensleisungen oder über die

in § 10 genannen Energie- und Wasserlieerungen zurück, nachdem er ein Verlangen gemäß § 10 erklär

∗ siehe Anhang
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und der Unernehmer hieraumi der Verragserüllung begonnen ha, so ha er dem Unernehmer einen Be-

rag zu zahlen, der im Vergleich zum verraglich vereinbaren Gesampreis verhälnismäßig den vom Uner-

nehmer bis zum Rückrit erbrachen Leisungen ensprich. Is der Gesampreis überhöh, so wird der anei-

lig zu zahlende Berag au der Grundlage des Markwers der erbrachen Leisungen berechne.

(2) Die aneilige Zahlungspich nach Abs. 1 beseh nich, wenn der Unernehmer seiner Inormaonspich

nach § 4 Abs. 1 Z 8 und 10 nich nachgekommen is.

Ausnahmen vom Rückritsrech

§ 18 FAGG (1) Der Verbraucher ha kein Rückritsrech bei Fernabsaz- oder außerhalb von Geschäfsräu-

men geschlossenen Verrägen über Diensleisungen, wenn der Unernehmer die Diensleisung vollsändig

erbrach ha, wobei in jenen Fällen, in denen der Verbraucher nach dem Verrag zu einer Zahlung verpiche

is, das Rückritsrech nur enäll, wenn überdies der Unernehmer mi der vorherigen ausdrücklichen Zu-

smmung des Verbrauchers mi der Verragserüllung begonnen ha und wenn der Verbraucher

a) enweder vor Beginn der Diensleisungserbringung besäg ha, zur Kennnis genommen zu haben, dass

er sein Rückritsrechmi vollsändiger Verragserüllung verlier,

b) oder den Unernehmer ausdrücklich zu einem Besuch augeorder ha, um Reparaurarbeien vornehmen

zu lassen;

2. Rückrit vom Immobiliengeschäf nach § 30 a KSchG

Ein Verbraucher (§ 1 KSchG) kann binnen einer Woche seinen Rückrit erklären, wenn

• er seine Verragserklärung am Tag der ersmaligen Besichgung des Verragsobjekes abgegeben ha,

• seine Erklärung au den Erwerb eines Besandrechs (insbes. Mierechs), eines sonsgen Gebrauchs-

oder Nuzungsrechs oder des Eigenums geriche is, und zwar

• an einer Wohnung, an einem Einamilienwohnhaus oder einer Liegenscha, die zum Bau eines Einami-

lienwohnhauses geeigne is, und dies

• zur Deckung des dringenden Wohnbedürnisses des Verbrauchers oder eines nahen Angehörigen die-

nen soll.

Die Frist beginnt ers dann zu lauen, wenn der Verbraucher eine Zweischri der Verragserklärung und

eine Rückritsbelehrung erhalen ha, d. h. enweder am Tag nach Abgabe der Verragserklärung oder, so-

ern die Zweischri sam Rückritsbelehrung späer ausgehändig worden is, zu diesem späeren Zei-

punk. Das Rückritsrech erlisch jedenalls späesens einen Mona nach dem Tag der ersmaligen Besich-

gung. Die Vereinbarung eines Angelds, Reugelds oder einer Anzahlung vor Ablau der Rückritsris nach §

30 a KSchG is unwirksam.

Eine an den Immobilienmakler gerichee Rückritserklärung bezüglich eines Immobiliengeschäfs gil

auch für einen im Zug der Vertragserklärung geschlossenen Maklervertrag. Die Erklärung des Rückrits is

an keine besmme Form gebunden. Die Rückritsris is gewahr, wenn die Rückritserklärung innerhalb

der Fris abgesende wird (§ 3 Abs. 4 KSchG).

3. Rückritsrech bei „Hausürgeschäfen“ nach § 3 KSchG

Is (nur) anzuwenden au Verräge, die explizi vom Anwendungsbereich des Fern- und Auswärsgeschäe-

gesez (FAGG) ausgenommen sind.

Ein Verbraucher (§ 1 KSchG), der seine Verragserklärung

• weder in den Geschäsräumen des Unernehmers abgegeben,

• noch die Geschäsverbindung zur Schließung des Verrages mi dem Unernehmer selbs angebahn

ha,

kann bis zum Zusandekommen des Verrages oder danach binnen 14 Tagen seinen Rückrit erklären.
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Die Frist beginnt ers zu lauen, wenn dem Verbraucher eine „Urkunde“ ausgeolg wurde, die Namen und

Anschri des Unernehmers, die zur Idenzierung des Verrages nowendigen Angaben sowie eine Beleh-

rung über das Rückritsrech, die Rückritsris und die Vorgangsweise ür die Ausübung des Rückrits-

rechs enhäl.

Bei ehlender Belehrung über das Rückritsrech seh dem Verbraucher das Rückritsrech ür eine Fris

von zwölMonaen und 14 Tagen ab Verragsabschluss zu. Hol der Unernehmer die Urkundenausolgung

innerhalb der zwölMonae ab dem Frisbeginn nach, so ende die verlängere Rückritsris 14 Tage nach

dem Zeipunk, zu dem der Verbraucher die Urkunde erhäl.

Die Erklärung des Rückrits is an keine besmme Form gebunden. Die Rückritsris is gewahr, wenn die

Rückritserklärung innerhalb der Fris abgesende wird (§ 3 Abs. 4 KSchG).

4. Das Rückritsrech bei Nicheinrit maßgeblicher Umsände (§ 3 a KSchG)

Der Verbraucher kann von seinem Verragsanrag oder vom Verrag schriflich zurückreen, wenn

• ohne seine Veranlassung,

• maßgebliche Umsände,

• die vom Unernehmer als wahrscheinlich dargesell wurden,

• nich oder in erheblich geringerem Ausmaß eingereen sind.

Maßgebliche Umstände sind

• die erorderliche Miwirkung oder Zusmmung eines Driten,

• seuerrechliche Voreile,

• eine öenliche Förderung oder die Aussich au einen Kredi.

Die Rückritsris beräg eine Woche ab Erkennbarkei des Nicheinrits ür den Verbraucher, wenn er

über dieses Rückritsrech schrilich belehr wurde. Das Rückritsrech ende aber jedenalls einen Mona

nach beidseiger vollsändiger Verragserüllung.

Ausnahmen vom Rückritsrech:

• Wissen oder wissen müssen des Verbrauchers über den Nicheinrit bei den Verragsverhandlungen.

• Im einzelnen ausgehandeler Ausschluss des Rückritsreches (ormularmäßig nich abdeckbar).

• Angemessene Verragsanpassung.

Die Erklärung des Rückrits is an keine besmme Form gebunden. Die Rückritsris is gewahr, wenn die

Rückritserklärung innerhalb der Fris abgesende wird (§ 3 Abs. 4 KSchG).

5. Das Rückritsrech beim Baurägerverrag nach § 5 BTVG

Mi dem Baurägerverragsgesez wurden Schuzbesmmungen ür die Erwerber von Rechen an ers zu

errichenden bzw. durchgreiend zu erneuernden Gebäuden, Wohnungen bzw. Geschäsräumen gescha-

en. Das Gesez is nur au Baurägerverräge anzuwenden, bei denen Vorauszahlungen von mehr als 150,–

Euro pro Quadrameer Nuzäche zu leisen sind.

Der Erwerber kann von seiner Vertragserklärung zurücktreten,wenn ihm der Bauräger nich eine Woche

vor deren Abgabe schrilich olgendes migeeil ha:

1. den vorgesehenen Verragsinhal;

2. den vorgesehenen Worlau der Vereinbarung mi dem Kredinsu (wenn die Sicherungs-pich nach

§ 7 Abs. 6 Z 2 (Sperrkonomodell) erüll werden soll)

3. den vorgesehenen Worlau der Bescheinigung nach § 7 Abs. 6 Z 3 li. c; (wenn die Sicherungspich

nach § 7 Abs. 6 Z 3 (Boniäsmodell im geörderen Miewohnbau) erüll werden soll)

4. den vorgesehenen Worlau der ihm auszusellenden Sicherhei (wenn die Sicherungspich schuld-

rechlich (§ 8) ohne Besellung eines Treuhänders (Garane, Versicherung) erüll werden soll)
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5. gegebenenalls den vorgesehenen Worlau der Zusazsicherhei nach § 9 Abs. 4 (wenn die Sicherungs-

pich des Baurägers durch grundbücherliche Sichersellung (§§ 9 und 10) erüll werden soll (Raen-

plan A oder B))

Soern der Erwerber nich späesens eine Woche vor Abgabe seiner Verragserklärung die oben in Pk. 1–5

genannen Inormaonen sowie eine Belehrung über das Rückritsrech schrilich erhäl, seh ihm ein

Rückritsrech zu. Der Rückrit kann vor Zusandekommen des Verrages unberise erklär werden; da-

nach is der Rückrit binnen 14 Tagen zu erklären. Die Rückritsris beginnmi Erhal der Inormaonen

zu lauen, jedoch nich vor Zusandekommen des Verrages. Unabhängig vom Erhal dieser Inormaonen

erlisch das Rückritsrech aber jedenalls späesens 6 Wochen nach Zusandekommen des Verrages.

Darüber hinaus kann der Erwerber von seiner Verragserklärung zurückreen, wenn eine von den Pareien

dem Verrag zugrunde gelegeWohnbauörderung ganz oder in erheblichem Ausmaß aus nich bei ihm ge-

legenen Gründen nich gewähr wird. Der Rückrit is binnen 14 Tagen zu erklären. Die Rückritsris be-

ginnt, sobald der Erwerber vom Unerbleiben der Wohnbauörderung inormier wird und gleichzeig oder

nachher eine schriliche Belehrung über das Rückritsrech erhäl.

Das Rückritsrech erlisch jedoch späesens 6 Wochen nach Erhal der Inormaon über das Unerbleiben

der Wohnbauörderung.

Der Erwerber kann den Rückrit dem Bauräger oder dem Treuhänder gegenüber schrilich erklären und is

an keine besmme Form gebunden. Die Rückritsris is gewahr, wenn die Rückritserklärung innerhalb

der Fris abgesende wird (§ 3 Abs. 4 KSchG).

IX. Steuerliche Auswirkungen bei Veräußerung

1. Immobilienertragsteuer

Gewinne aus der Veräußerung von Immobilien unerliegen der Immobilienerragseuer, soern kein Ausnah-

meabesand vorlieg. Die Immobilienerragseuer beräg grundsäzlich 30% des Veräußerungsgewinns.

Hinsichlich der Beseuerung is zwischen „seuerverangenen Immobilien“ (Neuälle), die ab dem

01.04.2002 (bzw. 01.04.1997) engellich angeschaf wurden, und „Alällen“ zu unerscheiden.

„Seuerverangene Immobilien“: 30% Steuer auf Veräußerungsgewinn

Im Regelall unerliegen Immobilien, die ab dem 01.04.2002 angeschaf wurden (bzw. ab

dem 01.04.1997, alls eine Teilabsezung ür Hersellungsauwendungen in Anspruch genommen wurde)

einer einheilichen Immobilienerragseuer in Höhe von 30 % des Veräußerungsgewinns, der Dierenz zwi-

schen Anschaungskosen und Verkauspreis.

Die Anschaungskosen erhöhen sich um Hersellungs- und Insandsezungsauwendungen, sowei diese

noch nich abgesez wurden, und vermindern sich um die gelend gemache AA sowie um die bereis abge-

sezen Insandsezungs- und Hersellungseilberäge.

„Alälle“

Alälle bereen Immobilien, die zum 31. März 2012 nichmehr seuerverangen waren. Lieg der leze

engelliche Erwerb vor dem 01.04.2002 (bzw. im Falle von gelend gemachen Teilabsezungen gem. § 28

Abs 3 ESG vor 01.04.1997) wird der Gewinn pauschal ermitelt.

Bei Veräußerungen ab 1.1.2027 ergib dies uner der gesezlichen Annahme eines Veräußerungsgewinns

von 20% (ansat 14% bis 31.12.2026) eine eekve Seuerlas von

• 6% vom Veräußerungserlös (ansat 4,2% bis 31.12.2026)

• 21% vom Veräußerungserlös bei Umwidmungen nach dem 31.12.1987 bei unersellem Gewinn von

70% (ansat 18% bis 31.12.2026 bei unersellem Gewinn von 60%).

Die Erhöhung ab 2027 beruh au dem Budgebegleigesez 2027-2028 (BGBl I 62/2026). Maßgeblich is der

Zeipunk des Kauverragsabschlusses (Verpichungsgeschä), nich der Zahlungsuss oder die Grund-

bucheinragung.
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Bei Alällen kann au Anrag sat der Pauschale auch der asächliche Veräußerungsgewinn angesez wer-

den. Der Seuersaz bleib weierhin 30 % und auch das Abzugsverbo von weieren Werbungskosen gem. §

20 Abs 2 ESG grei. Unabhängig davon kann jedoch auch die Regelbeseuerungsopon nach § 30a Abs 2

ESG ausgeüb werden. In diesem Fall komm der Einkommenseuerari zur Anwendung und es sind auch

Verkausnebenkosen abzugsähig.

Erstmalige Umwidmungen nach dem 31.12.2024

Soern das Grundsück nach dem 31.12.2024 umgewidme wurde, erhöh sich der au Grund und Bo-

den enallende Gewinn um einen Zuschlag von 30 %. Der Zuschlag gil ür Al- und Neuälle und is mi dem

Veräußerungserlös gedeckel. Daraus ergib sich olgende eekve Belasung:

- ab 1.1.2027 bei Alällen mi Umwidmung 27,3% vom Erlös (bis 31.12.2026 23,4 %),

- bei Neuällen 39 % vom Veräußerungsgewinn;

HINWEIS: Vor allem bei vermieeen Immobilien kann die Ermitlung des Veräußerungsgewinns im Regelall

nur im Zusammenwirken mi dem Seuerberaer und Immobilienverwaler des Verkäuers ermitel werden.

DieMeldung und Abfuhr der Immobilienertragsteuer ha durch den Pareienverreer (Verragserricher)

späesens am 15. Tag des au den Kalendermona des Zuusses zweiolgenden Kalendermonas zu erol-

gen.

2. Befreiung von der Immobilienertragsteuer

A) Hauptwohnsitzbefreiung

Wenn eine Immobilie ab der Anschaung mindesens zwei Jahre durchgehend bis zur Veräußerung als

Haupwohnsiz gedien ha oder 5 Jahre durchgehender Haupwohnsiz in den lezen 10 Jahren vor Veräu-

ßerung gegeben is, äll keine Immobilienerragseuer an. Der Haupwohnsiz muss asächlich augegeben

werden. Berei is Grund und Boden nur bis zu einer Größe von 1.000m².

B) Selbst erstellte Gebäude

Eine Seuerbereiung is auch ür selbst erstellte Gebäude (Veräußerer ha die Bauherreneigenscha) gege-

ben: Diese Gebäude düren aber in den lezen 10 Jahren vor Veräußerung nich zur Erzielung von Einkün-

en aus Vermieung und Verpachung verwende worden sein. Grund und Boden bleiben seuerpichg.

C) Weitere Ausnahmen

Weiere Ausnahmen sind ür Tauschvorgänge im Rahmen eines Zusammenlegungs- oder Flurbereinigungs-

verahrens vorgesehen, bei behördlichen Eingrien sowie Eneignungen und drohenden Eneignungen.

3.Teilabsetzbeträge und Veräußerungsgewinn-Ermitlung

Bei Ermitlung des Veräußerungsgewinns von „seuerverangenen“ Grundsücken müssen die begünsg

abgesezen Teilberäge ür Hersellungsauwendungen – neben den abgesezen Insandsezungszehneln

bzw. (ab 2016) Insandsezungsünzehneln – dem Veräußerungsgewinn hinzugerechne werden. Sie sind

demnach gem § 30 Abs 3 ESG im Veräußerungsgewinn enhalen und daher mi dem besonderen Steuer-

saz von 30% beseuer.

Bei nichmehr seuerverangenen Grundsücken erolg anlässlich der Veräußerung von vermieeen

Grundsücken bei Ermitlung des Veräußerungsgewinnes nach der Pauschalmehode (mi 6% des Veräuße-

rungserlöses ab 1.1.2027 bzw. 4,2 % bis 31.12.2026) eine Nachverseuerung in Form der Hinzurechnung in

Höhe der Häle der in den lezen 15 Jahren vor der Veräußerung abgesezen Hersellungsünzehnel (im

Sonderall auch Zehnel) mi dem Sonderseuersaz von 30 %.

4. Verlust der Zehntel- bzw. Fünfzehntelabsetzung

Wenn der Verkäuer ür Insandsezungs- und Hersellungsauwendungen einen Anrag au Absezung in

Teilberägen gemäß § 28 Abs. 2, 3 und 4 ESG 1988 (Zehnel- bzw. Fünzehnelabsezung) gesell ha, geh
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das Rech der Absezung der im Zeipunk des Verkaues noch nich gelend gemachen Zehnel- bzw. Fün-

zehnelberäge ür den Verkäuer und den Käuer verloren.

5. Vorseuerberichgung und Umsazseuer

Vorseuerberäge, resulerend aus Anschaungs- und Hersellungsauwendungen, sowie aus Großreparau-

ren, sind bei Überragung uner Lebenden innerhalb der nacholgenden 19 Jahre aneilig zu berichgen. Für

bereis vor dem 01.04.2012 genuze bzw. verwendee Anlagegüer gib es aber eine Übergangsvorschri,

die einen neunjährigen Berichgungszeiraum vorsieh. Bei unernehmerischer Nuzung des Rechsnachol-

gers (z.B. Zinshaus) kann die Vorseuerberichgung vermieden werden, indem 20 % Umsazseuer zum

Kaupreis zusäzlich in Rechnung gesell wird.

Zu beachten sind jedoch die Auswirkungen des 1. StabilitätsG 2012 bei nicht fast ausschließlich zum Vor-

seuerabzug berechgenden Umsäzen eines Mieers. Es is in jedem Fall zu empehlen, die umsazseuer-

rechliche Siuaon im Deail vor der Kauverragsersellung mi einem Seuerexperen zu erörern.

6. Verkauf von Waldgrundstücken

Die sllen Reserven aus dem sehenden Holz werden augedeck und sind zu verseuern (mi dem Einkom-

menseuerari).



Muster-Widerrufsformular gem. Anhang I zu BGBl. I 2014/33

 

Widerrufsformular
(wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden es zurück)

- An (hier ist der Name, die Anschrift und gegebenenfalls die Faxnummer und E-Mail-Adresse des
Unternehmers durch den Unternehmer einzufügen)

- Hiermit widerrufe(n) ich/wir(*) den von mir/uns(*) abgeschlossenen Vertrag über den Kauf der
folgenden Waren(*) / die Erbringung der folgenden Dienstleistung (*):

- Bestellt am (*) / erhalten am (*):

- Name des/der Verbraucher(s):

- Anschrift des/der Verbraucher(s):

- Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier)

- Datum:

(*) Unzutreffendes streichen
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

ROS REALITÄTEN OG
Martin Ros
Kaiserstraße 14 / 9
1070 Wien
Österreich
E-Mail: office@ros-real.at


